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Nr. 19. 


Die Ordnung des Verbrauchs der Web⸗, 
Wirk- und Strickwaren bei der bürger⸗ 


lichen Bevölkerung. 
L. 

Am 1. Auguft tritt nach der Bundesratsverordnung 
vom 10. Juni 1916 die Beſtimmung in Kraft, wonach qe- 
wiſſe Web-, Wirk- und Strickwaren nur gegen Vezugs⸗ 
ſchein verkauft werden dürfen, während bisher für ſolche 
Verkäufe nur die Beſchränkung galt, daß jeder Kleinhan- 
delsbetrieb vom Exlaß der Verordnung bis zum 1. Augufl 
nur 20 Prozent vom Inventurwerte ſeines Beſtandes ver— 
kaufen durfte. Der Zweck beider Beſchränkungen iſt, den 
Verbrauch von Web-, Wirk- und Strickwaren einzuſchrän⸗ 
ken beziehentlich eine unnötige Vorratsverſorgung zu 
verhindern, Das letztere iſt leider nur teilweiſe gelungen, 
weil nach Erſcheinen der Bundesratsverordnung einzelne 
Leute, ohne Rückſicht auf die hohen Preiſe, übermäßig 
große Menngen von Web-, Wirk⸗ u. Strickwaren gekauft 
haben, ſodaß zahlreiche Geſchäfte um 20 Prozent ihres Be- 
ſtandes ſehr bald verkauft haben. Die Friſt zwiſchen dem 
Erſcheinen der Bundesratsverordnung und dem Ankraft: 
treten des Bezugsſcheines aber ließ ſich keinesfalls noch 
kürzer ſtellen, weil nicht nur die Ausführungsvorſchrif⸗ 
ten über die Bezugsſcheine durch die Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle bearbeitet werden mußten, ſondern weil vor allen 
Dingen ihre Durchführung bei den Verwaltungsbehörden 
geraume Zeit erforderte. Der hierzu gewährte Zeitraum 

iſt ſogar noch vielfach als unzureichend bezeichnet und 
eine weitere Verſchiebung gefordert worden, ein Berlan- 
gen, dem ebenſowenig ſtattgegeben werden konnte, wie 
dem gleichfalls von mehreren Seiten angeregten Wunſch 
einer nachträglichen Verkürzung der Durchführungsfriſt. 
Nunmehr am 1. Auguſt beginnt die Herrſchaft des Bezugs⸗ 
ſcheines und der Freiliſte. 

Zunächſt möchte noch einmal die Notwendigkeit der 
Verminderung des Verbrauchs an Web-, Wirk- und Strik- 
waren mit aller Schärfe betont werden. Wer erwägt, wel⸗ 
che gewaltige Menge in Friedenszeiten wir jährlich an 
Rohmaterial und Webſtoffen (Baumwolle und Wolle zu— 
ſammen) nach Abzug der ausgeführten Rohmaterialen und 
fertigen Waren vom Auslande bezogen und ſonach in 
Deutſchland verbraucht haben, und daß dieſer Bezug nun— 
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mehr ſeit 2 Jahren nahezu gänzlich aufgehört hat, auch 
bis einige Monate nach dem Friedensſchluß keine Ausſicht 
beſteht, wieder fertige Webwaren aus neu eingeführten 
Rohſtoffen auf den Markt zu bringen, der wird ohne weite- 
res zugeben, daß bei längerer Dauer des Krieges eine 
Einſchränkung unſeres Verbrauchs an Web-, Wirk und 
Strickwaren unbedingt notwendig iſt, zumal der Wer: 
ſchletiß in der Armee naturgemäß erheblich größer ift, als 
wenn jene Millionen von Menſchen friedlicher Arbeit 
nachgehen können, und zumal ferner noch für die Behlei- 
muß von weit über 1 Million Gefangener geſorgt werden 
muß. i 

Wenn gewiſſe Dinge, nämlich alle diejenigen Waren, 
die in der ſogenannten Freiliſte aufgeführt find, einer 
Kontrolle durch den Bezugsſchein nicht unterworfen wer- 
den, ſo waren dabei verſchiedene Erwägungen maßgebend. 

An erſter Stelle ſtand das dringende Bedürfnis, die 
Arbeitsgelegenheit im Textilgewerbe und insbefondere 
auch in der Konfektion möglichſt zu erhalten, worauf ins- 
beſondere auch die hierüber gehörten Vertreter der Arbei- 
terſchaft Wert legten. Es galt alſo den Verbrauch von 
Webwaren nicht unnötig einzuſchränken, und es lag des- 
halb auch keine Veranlaſſung vor, den Verbrauch von 
Luxuswaren, deren Mangel zwar von vielen Leuten künf- 
tig ſchmerzlich empfunden werden könnte, aber gewiß 
nicht als nationaler Notſtand zu betrachten wäre, künſt⸗ 
lich zu vermindern, ſobald nur die Sicherheit dafür be- 
ſtand, daß zu ihrer Herſtellung nicht Rohſtoffe verwendet 
würden (Garne und dergleichen), die auch zur Herſtellung 
von anderen Webſtoffen Verwendung finden konnten, 
als zur Herſtellung ſolcher Luxuswaren. Dieſes galt ohne 
weiteres von Seidenwaren, Spitzen, Stickereien, Pofa- 
menten, Teppichen, Läuferſtoffen uſw. 

Schwieriger geſtaltete ſich die Frage, als von den be— 
teiligten Gewerbetreibenden die Forderung erhoben wur— 
de, daß teuere Waren derſelben Art, die im übrigen unter 
Kontrolle zu ſtellen waren, von dieſer Kontrolle frei blei- 
ben ſollten, wenn ihr Kleinhandelspreis eine gewiſſe 
Grenze überſchritt. Für dieſe Forderung wurde geltend 
gemacht, daß die Allgemeinheit von einer Einſchränkung 
des Verbrauchs ſolcher Stoffe keinerlei Vorteile haben 
werde, weil ihre Verwendung durch die breiten Maſſen 
der Bevölkerung ſchon infolge ihres hohen Preiſes aus⸗ 
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geſchloſſen ſei. Ferner wurde angeführt, daß die Kreiſe, 
die ſolche teuren Stoffe zu kaufen pflegen, entweder über⸗ 
haupt nicht in der Lage ſeien, die Notwendigkeit von Neu⸗ 
anſchaffungen darzutun, weil ſie noch Vorräte im Beſitz 
hätten oder ſich ſcheuten, der Behörde gegenüber einen 
Bedarf an derartigen Kleidungsſtücken zu erklären. Da⸗ 
mit aber würde der Handelsverkehr mit dieſen Webſtof— 
fen vollſtändig aufhören, die Stoffe würden, weil ſie viel⸗ 
fach einem ſtarken Wechſel der Mode unterliegen, künftig 
überhaupt nicht mehr verkäuflich ſein, und es würde dem 
Handel, ohne irgend Nutzen für das wirtſchaftliche Durch⸗ 
halten während des Krieges, ein ſehr bedeutender Scha— 
den entſtehen, die Konfektionsarbeiter aber würden durch 
eine erheblich vermehrte Arbeitsloſigkeit aufs Schwerſte 
geſchädigt werden Solchen Erwägungen konnten ſich die 
maßgebenden Stellen um ſo weniger entziehen, als ein an⸗ 
derer zur Erörterung geſtellter Ausweg. der nämlich, daß 
die teueren Stoffe erheblich unter ihrem Werte und unter 
Uebernahme der Differenz auf die Reichskaſſe an die är⸗ 
mere Bevölkerung abzugeben ſeien, keinesfalls beſchrit⸗ 
ten werden konnte. Es mußte daher der Verſuch gemacht 
werden, in die Freiliſte auch Warengattungen aufzuneh⸗ 
men, bei denen nur der teuere Preis dafür maßgebend 
war, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß eine ſolche Maßnahme 
vielen als unſozial erſcheinen würde. Man hoffte aber, 
und wohl nicht mit Unrecht, daß mit der Zeit alle betei- 
ligten Kreiſe jih davon überzeugen würden, daß im Ge- 
genteil ausſchließlich ſoziale Erwägungen hierzu geführt 
haben, und daß nichts weniger als eine Bevorzugung der 
wohlhabenderen Klaſſen darin liegt, wenn man ſie, zu⸗ 
nächſt wenigſtens, der Gefahr ausgeſetzt, daß die Behlei⸗ 
dungsſtoffe, die ſie zu tragen gewohnt ſind, künftig über⸗ 
haupt nicht mehr gekauft werden könnten. Ob in abſeh⸗ 
barer Zeit von dieſem Standpunkt abgewichen und eine 
Aenderung der Freiliſte angeregt werden wird, muß im 
weſentlichen von dem Ergebnis der Beſtandsaufnahme 
und dem Umfang der zur Verfügung der Reichsbeklei⸗ 
tungsjtelle ſtehenden Waren aus dem Auslande abhän⸗ 
gig bleiben. 

Die Treypnung von Waren, die dem Bezugsſchein un- 
terliegen, und den ſogenannten freien Waren hat aber 
eine weitere außerordentlich joziale Folge: Die Reichs⸗ 
bekleidungsſtelle wird die in ihren Händen befindlichen 
eingeführten Waren, ſoweit ſie der Bezugsſcheinsrege⸗ 
lung unterfallen, zu möglichſt billigem Kleinverkaufs⸗ 
preis den Verbrauchern zuführen und damit beſonders 
für die minderbemittelten Kreiſe ſorgen. Dieſe möglichſt 
billige Preisſtellung für alle Waren ohne Trennung zu 
erreichen, wäre undurchführbar geweſen. 

II. 

Der Einführung des Bezugsſcheines waren naturge⸗ 
mäß die eingehendſten und ſorgfältigſten Erwägungen 
vorausgegangen. Es wäre ja für die Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle u. vor allem für die mit der Durchführung d. ganzen 
Maßregeln betrauten Verwaltungsbehörden weſentlich 
einfacher geweſen, wenn, wie von verſchiedenen Seiten 
angeregt worden war, ein Mindeſtmaß der verſchiedenen 
Kleidungsſtücke für Männer, Frauen und Kinder feſtge⸗ 
ſtellt worden wäre, auf das jedermann Anſpruch hätte und 
über welches hinaus nur erſt gegen Beſcheinigung des 
beſonderen Bedarfs die Lieferung von Kleidungs⸗ und 
Wäſcheſtücken geſtattet worden wäre. Dabei wären aber 
zwei wichtige Umſtände nicht oder doch nicht genügend 
berückſichtigt worden. Einmal nämlich pflegen bekannt⸗ 
lich ſehr zahlreiche Perſonen und Familien in allen Krei⸗ 
ſen der Bevölkerung einen größeren oder geringeren 
Vorrat an Wäſche und Kleidern zu beſitzen, die doch ge⸗ 
rade veranlaßt werden ſollten, zunächſt einmal ohne In⸗ 
anſpruchnahme der allgemeinen Beſtände ihren eigenen 
Vorrat aufzubrauchen. Bei dieſen würde alſo die Aushän⸗ 
digung der auf den Normalbedarf lautenden Ausweiſe und 
Bezugsſcheine zu einer Verſchwendung geführt haben, zu⸗ 
mal nach den ſonſt gemachten Erfahrungen mit Sicher⸗ 
heit angenommen werden mußte, daß die meiſten derar⸗ 
tiger Perſonen von den ihnen einmal ausgehändigten Be⸗ 
zugsſcheinen auch Gebrauch gemacht haben würden, ohne 


daß ſie ein wirkliches Bedürfnis dazu gehabt hätten. Und 
ſodann war die ungemeine Verſchiedenheit, die durch die 
Gewohnheiten und durch die Beſchäftigung der Bevölke⸗ 
rung in bezug auf ihre Kleidungen bedingt iſt, zu beach⸗ 
ten. Was für den Büro-Arbeiter auf ein Jahr völlig aus⸗ 
reichend erſcheint, bedarf der Arbeiter im Freien und in 
der Schwer⸗Induſtrie vielleicht alle drei Monate. Klei⸗ 
dung- und Wäſcheſtücke, die die Fabrikarbeiterin vielleicht 
nach 6—8 Wochen erſetzen muß, bedarf die Frau in den 
wohlhabenderen Ständen, die ſich höchſtens mit der obe⸗ 
ren Leitung ihres Haushaltes beſchäftigt, nötigenfalls 
während der Dauer des Krieges überhaupt nicht. Der 
Landwirt hat einen viel größeren Verſchleiß in ſeiner 
Kleidung als der lediglich im Komtor arbeitende Kauf— 
mann; der Handlungsreiſende wird einen weſentlich 
größeren Aufwand für Kleidung zu machen haben, als der 
im Lager beſchäftigte Handlungsgehilfe; in Berlin oder 
Hamburg ſind ferner die Anſchauungen über die not⸗ 
wendigen Kleidungsſtücke zweifellos weſentlich andere, 
als in einem abgelegenen Schwarzwalddorf uſw. Deshalb 
konnte man eben nicht auf einen gleichmäßigen norma⸗ 
len Satz für die verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen und 
in den verſchiedenen Teilen des Reiches kommen, ſondern 
mußte das grundſätzliche Erfordernis aufſtellen, daß in 
jedem Falle das Bedürfnis zur Beſchaffung von Kleidung 
und Wäſcheſtücken dargetan werden mußte. Dabei foll je- 
doch nach der Bekanntmachung der Reichsbekleidungsſtel⸗ 
le vom 3. Juli 1916 (Reichsanzeiger Nr. 157 vom 6. Juli 
1916) nicht etwa ein formeller Beweis für das Bedürfnis 
verlangt werden, ſondern nur eine Glaubhaftmachung des 
behaupteten Bedarfs erfolgen. Ueberdies aber find in die- 
ſer Bekanntmachung noch eine ganze Anzahl beſonderer 
Umſtände hervorgehoben worden, die die Annahme eines 
gewiſſen Bedarfs ohne weiteres als begründet erſcheinen 
laſſen ſollen, und ferner iſt für die Kleidung und Wäſche 
von Kindern, bei denen naturgemäß die Abnutzung ver⸗ 
hältnismäßig groß iſt, ausdrücklich beſtimmt worden, daß 
die Notwendigkeit der Anſchaffung ohne weiteres als be- 
gründet angeſehen werden kann, wenn die Anträge auf 
Ausfertigung von Bezugsſcheinen fidh in mäßigen Gren- 
zen halten und die Annahme begründet erſcheint, daß 
kein übermäßiger Luxus in der Bekleidung der Kinder 


betrieben wird. 


Gewiß iſt den Verwaltungsbehörden mit der Ein- und 
Durchführung dieſer Vorſchriften wieder ein ſchweres 
Stück Arbeit zu dem Zweck auferlegt worden, um unje= 
rem Volk auch in bezug auf die Kleidung das Durchhal⸗ 
ten bei einer noch ſo langen Dauer des Krieges zu ermög⸗ 
lichen, und es wird gewiß ganz beſonders in den großen 
Städten der Anſpannung aller Kräfte bedürfen, um zur 
rechten Zeit die notwendige Einrichtung für die Ausgabe 
der Bezugsſcheine zu treffen. Auch wird es namentlich 
im Anfang gelten, die betreffenden Organe und mit Aus⸗ 
fertigung der Bezugsſcheine beauftragten Perſönlichkei⸗ 
ten einzuführen und ihre Arbeiten und Entſchließungen 
mit einer gewiſſen Nachſicht zu beurteilen. Es ſteht aber 
mit Sicherheit zu erwarten, daß ſehr bald auf Grund der 
gegebenen Anweiſungen ſich eine gewiſſe feſtſtehende Pra⸗ 
xis bilden wird, die ſpäter vielleicht dazu führt, einheit⸗ 
lichere Regeln für die Handhabung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zu erlaſſen oder auch die Ausnahmen von 
der Kontrolle noch weiter zu beſchränken oder auszudeh⸗ 
nen. 

Zu einer Entſchließung über ſolche Beſchränkungen 
oder Erweiterungen der Ausnahmen und namentlich der 
Freiliſte aber wird man nicht eher gelangen können, bis 
nicht die Ergebniſſe der am 1. Auguſt ſtattfindenden allge⸗ 
meinen Beſtandsaufnahme der Web-, Wirk⸗ und Strick⸗ 
waren vorliegen, und ſich überſehen läßt, wieviel aus den 
ſonſtigen der Reichsbekleidungsſtelle zur Verfügung jte- 
henden Quellen für die bürgerliche Bevölkerung des Rei⸗ 
ches bereitgeſtellt werden kann. Dieſe Bereitſtellung hat 
im übrigen bereits begonnen, und zwar in der Weiſe, daß 
erhebliche Mengen von Webwaren dem Großhandel und 
den Fabrikanten von Webwaren angeboten worden ſind. 
Hierzu hat die Reichsbekleidungsſtelle nach Gehör des 
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vom Aufſichtsrat der Kriegswirtſchafts⸗Aktiengeſellſchaft 
Geſchäftsabteilung der Reichsbekleidungsſtelle eingeſetz⸗ 
ten Arbeitsausſchuſſes die Waren in größeren Loſen an 
Fabrikanten⸗ und Groſſiſtenverbände abgegeben mit der 
Auflage, fie zu ganz beſtimmten vorgeſchriebenen Prei- 
ſen in den Handel zu bringen, ſo zwar, daß auch für den 
Kleinhandel nur ein beſchränkter Verdienſt zugelaſſen 
worden iſt. 

DieſerWeg über den Handel iſt ferner auch für die 
Befriedigung der Bedürfniſſe der Landes-, der öffentli⸗ 
chen Heil-, Pflege- und Gefangenen-Anajtlten und für die 
Verſorgung der bürgerlichen Beamten und Angeſtellten 
im öffentl. Dienſt mit Uniformbekleidung eingeſchlagen 
worden, indem auch hier nicht eine unmittelbare Lieferung 
von Waren aus den Beſtänden der Reichsbekleidungsſtelle, 
ſondern nur die Ausſtellung des Bezugsſcheines in der 
Reichsbekleidungsſtelle erfolgt und dem Handels- und 
Gewerbeſtand die Stoffe auf demſelben Wege, auf wel⸗ 
chem er ſie bisher bezogen hat, zugängig gemacht werden. 
Dabei werden ſelbſtverſtändlich gleichfalls beſtimmte Preiſe 
durch die Reichsbekleidungsſtelle feſtgeſetzt werden. Man 
hofft eben auf dieſe Weiſe, obwohl die Erzeugung von 
Web⸗und Wirkwaren in Fabriken beim Mangel an Roh⸗ 
materialen naturgemäß allmählig aufhört, doch das Er- 
werbsleben in dieſem wichtigen Zweige unſerer Volks— 
wirtſchaft nach Möglichkeit aufrecht zu erhalten und 
weitere Arbeitsloſigkeit namentlich auch im Handelsge— 
werbe, abhalten zu können. Sicher iſt aber ſchon jetzt, daß 
durch die getroffenen Maßnahmen eine Not der minder- 
bemittelten Bevölkerung ſelbſt bei noch ſo langer Dauer 
des Krieges unbedingt verhindert werden wird. 


Erläuterung IN 


zur Verordnung des Bundesrats vom 10. Juni 1916 und 


der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juni 
1916 betr. die Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ 
und Strickwaren und die hiervon ausgeſchloſſenen Ge⸗ 
genſtände. 
A. Zur Verordnung des Bundesrats. 
u 8 1. 

1. Geklöppelte und genähte Spitzen oder ganz aus 
ſolchen hergeſtellte Bekleidungsſtücke fallen nicht unter 
die Verordnung. 

Zu § 7, Abſatz 1. 

2. Warenaustauſch iſt als gegenſeitiger Verkauf an⸗ 
zuſehen. Jeder der Austauſchenden muß den anderen vor 
dem 1. Mai 1916 als dauernden Abnehmer gehabt haben. 

3. Sogenannte „Retourgeſchäfte“ ſind, ſoweit Ge— 
ſchäfte der dem § 7 Abſ 1 unterfallenden Art in Frage 
kommen, unzuläſſig: wer bisher nur geliefert hat, darf 
ſich von ſeinem bisherigen Abnehmer nicht liefern laſſen; 
wer bisher nur abgenommen hat, darf an feinen bishe- 
rigen Lieferanten nicht liefern. 

Zu § 7, Abſatz 1 und Erläuterung 1, Ziffer 6. 

4. Fabrikanten, die neben der Fabrikation Waren 
einkaufen und unverarbeitet weiterveräußern, ſind inſo⸗ 
weit Großhändler und der Beſtimmung des § 7, Abſatz 
1 unterworfen. 

Zu $ 7, Abſatz 1 und Erläuterung 2, C 1. 

5. Die Ausnahmebewilligung E 1 der Erläuterung 
2 bezieht ſich nur auf die in der Beſcheinigung der Han— 
delsvertretung einzeln aufzuführenden Lieferungsverträ— 
ge; die Ausführung ſpäterer Aufträge derſelben Beſteller 
auch wenn es ſich um ſogenannte Nachorders zu den bis 
12. Juni 1916 abgeſchloſſenen Lieferungsverträgen han⸗ 
delt, iſt unzuläſſig. 

Zu § 7, Abſ. 1 und Erläuterung 2, C 3. 

6. Die Ausnahmebewilligung C 3 der Erläuterung 2 
geſtattet die Lieferung an neue Abnehmer nur binficht- 
lich der neuen, in der Beſcheinigung der Handelskammer 
anzugebenden Warenart. 

7. Als Vorausſetzung der Ausnahmebewilligung C 
3 der Erläuterung 2 iſt zu fordern, daß 

a) es ſich um eine gegenüber den früher geführten 
Marenarten vollkommen verſchiedene Warenart handel’, 

b) die neue Warenart einen neuen Kundenkreis be— 
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dingt, 

e) der liebergang zu der neuen Warenart lediglich 
Infolge des Zwangs der Kriegsverhältniſſe. d. h. des Dar- 
niederliegens des Geſchäfts in den früheren Warenarten 
fichten iſt, nicht etwa nur wegen größerer Gewinnaus⸗ 

Zu $ 7, Abſatz 2. 

8. Aufträge zur Anfertigung auf Abruf mit der Mb- 
rede, daß der Herſteller nach beſtimmter Friſt die nicht ab⸗ 
een Waren nach ſeinem Belieben anderweitig ver— 
T Abſut Abk find keine feſten Aufträge im Sinne von 8 

Zu 8 7, Abſatz 2 und Erläuterungen 1, Ziffer 3. 

9. Auch für die Waren, die na n Asian geliefert 
werden ſollen, gilt das Verbot der Lagerarbeit in § 7, Ab- 
jag 2; nur die Lieferung ſelbſt der beſtellten Ware nach 
dem Ausland fällt nicht unter die Verordnung. 

Zu 88 7 und 10. j 

RURY: Veräußerung getragener Kleidungsſtücke durch 
die bisherigen Träger an Trödler iſt keiner Beſchränkung 
unterworfen. - 

3u §§ 8 bis 11. 

11. Die Anfertigung von Bekleidungsftücken, zu 
welcher der Beſteller den Stoff nicht vom Anfertiger ent⸗ 
nommen, jondern ſelbſt geliefert hat, unterliegt nicht 
den Vorſchriften über den Kleinhandel und die Maßſchnei⸗ 
derei in §§ 8 bis 11. 
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12. Veräußern heißt liefern und übereignen. Demnach 
dürfen die dem Bezugsſchein unterfallenden Waren, die 
vor dem 1. Auguſt beſtellt, aber noch nicht abgeliefert 
ſind, vom 1. Auguſt 1916 ab nur gegen Bezugsſchein ab⸗ 
geliefert werden. 

B. Zur Bekanntmachung des Reichskanzlers Ereiliſte.) 

Zu Nr. 4 der Freiliſte und Erläuterung 1, Ziffer 26. 

13. An Stelle der wegfallenden Ziffer 26 der Erläu⸗ 
terung 1 (Baumwollene genähte Handſchuhe find nicht 
frei) hat zu treten: Alle gefütterten und doppelt gearbei- 
teten baumwollenen Stoffhandſchuhe ſind nicht frei. 

Zu Nr. 6 und 14. 

14. Wäſcheſtichereien und gemuſterte und beſtickte 
Tülle ſind nur bis zu einer Breite von 30 em als Beſatz⸗ 
ſtichereien anzuſehen. k 

Zu Nr. 6 und 20. 

15. Vorgezeichnete und geſtichte Damen-, Mädchen⸗ 
und Kinderkleider ſind nicht Tapiſſeriewaren. 

Zu Nr. 10 und 11. 

16. Gemuſterte Wandbeſpannſtoffe, Gobelins und Go- 
belinsſtoffe ſind frei. 

Zu Nr. 20. 

17. Die in Nr. 20 der Freiliſte für wollene Damen⸗ 
und Mädchenbekleidung gegebenen Beſtimmungen gelten 
auch für Damen- und Mädchenbekleidung aus Velvet. 

Zu Nr. 34. 

18 Auch leinene und halbleinene Herrenſtoffe und 
Wäſcheſtoffe (Nr. 18 und 25 der Freilifte) find in Längen 
bis zu 2 m frei. 

C. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 13. Juli 1916 
Reichs⸗Geſetzblatt Nr. 156, Jahrgang 1916. 

(Nr. 5318) Bekanntmachung über die Regelung des Ver⸗ 
kehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürger⸗ 
liche Bevölkerung. Vom 13. Juli 1916. 

Auf Grund des § 19 der Bekanntmachung über die 
Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren 
für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 463) bringe ich folgendes zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis: 

Der $ 8 der Bekanntmachung über die Regelung des 
Verkehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren für die bür- 
gerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 findet keine An⸗ 
wendung auf ſolche Gewerbetreibende, die außer den Wa⸗ 
ren, die ſie beim Gewerbetrieb im Umherziehen mit ſich 
führen, kein Warenlager haben. 

2. In das Verzeichnis der Gegenſtände nach der Be⸗ 
kanntmachung vom 10. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
468), auf welche die Vorſchriften der Bekanntmachung 


Seite 78. 


820 


682 


Das weſtpreußiſche Handwerk. Nr. 19 


über die Meg des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und 
Strickwaren für die bürgerliche B Zevölkerung vom 10. 
Juni 1916 mit Ausnahme der §§ 7, 10, 14, 15 und 20 Rei- 
ne Anwendung finden, ſind aufzunehmen : 

20 a Alle Artikel der aus Waſchſtoff hergeſtellten 
Damen-Sommerkonfektion, ſofern fie am 6. Juni 1916 
fertiggeſtellt oder zugeſchnitten waren. 

20 b. Mädchenkleider für das ſchulpflichtige Alter 
und Kinderkleider für das Alter bis zu 6 Jahren, ſofern 
deren Kleinhandelspreis für ein Waj ſchgleid 15,00 Mark, 
für ein Kleid aus Wolle oder Velvet 25,00 Mark über- 
ſteigz, 

Gummimäntel und gummierte Badeartikel. D 
Game de ſteht Erſatzgummierung gleich. 
Berlin, den 13. Juli 1916. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dr. Helfferich. 
D. Mitteilungen der Reichsbekleidungſtelle 

a. Die Reichsbekleidungsſtelle gibt Auskünfte über 
die Auslegung der Bundesratsverordnung und Bekannt- 
machungen des Reichskanzlers nicht an Private, ſondern 
nur an Behörden, Handelskammern, kaufmänniſche Kör- 
perſchaften, Handwerks- und Gewerbekammern, Fachver— 
bände und an die Preſſe. 

b) Die von der Reichsbekleidungsitelle an die Kom- 
munalverbände unentgeltlich gelieferten Bezugsſcheine 
find nur zur Auslegung bei den Prüfungs- und Ausferti⸗ 
gungsſtellen beſtimmt. Zur Auslegung bei den Kleinhänp- 
lern kann die Reichsbekleidungsſtelle Vordrucke der Be⸗ 
S nicht unentgeltlich abgeben. Solche ſind bei J. 

S. Preuß, Königl. Hofbuchdruckerei, Berlin S. 14, Dres⸗ 
dener eſtr. 43, zu 91 66 18 Preiſen erhältlich: bei 1000 
Mh. 7,25, 5 000 Mk. 6,15, 10000 Mk. 5,55, 100 000 Mk. 
4,35, 1 000 000 Stück de 2,90 für das Tauſend. 

c. Die Bekanntmachung der Reichsbekleidungsſtelle 
vom 3. Juli 1916 zur Ausführung des § 11 der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 10. Juni 1916 ift in Nr. 157 des 
Reichsanzeigers vom 6. Juli 1916 erſchienen. 

d. Die Erläuterungen werden im Reichsanzeiger be— 
kanntgemacht. 

Berlin, den 27. Juli 1916. 

r 
Geheimer Rat Dr. Beutler. 


Erläuterungen 
der Reichsbekleidungsſtelle für die Beſtandsaufnahme am 
1. Auguſt. 
Zu Meldeſchein 1: 
Spitzenſtoffe und ähnliche undichte Ge- 
webe, welche zur A von Bekleidungsſtücken die- 


Auch Tülle, 


nen können, ſind als Stoffe zur Oberkleidung anmelde⸗ 
pflichtig. Alle anderweitig nicht genannten dichten Ge- 
webe kommen unter 1 c z. B. Schirmſtoffe, Möbelſtoffe, 
Tapiſſerieſtoffe, in Betracht. 

Als undichte Gewebe ſind ſolche Gewebe anzuſehen, 
bei welchen der Zwiſchenraum zwiſchen den Kettenfäden 
ebenſoviel oder mehr beträgt als die Dicke der Ketten⸗ 
fäden und zugleich der Zwiſchenraum zwiſchen den Schuß⸗ 
fäden ebenſo groß oder größer ift als die Dicke der Schuß⸗ 
fäden. 

Auf den Webſtühlen aufgeſpannte Ketten ſind nicht 
zu melden. Sobald der Schußfaden durchgeſchlagen iſt, 
muß das entſtandene Gewebe gemeldet werden, wenn es 
unter Gruppe a bis e des Meldeſcheines 1 fällt. 

Zu Meldeſchein 2: 

Sweater aller Art und Sportbekleidung für Männer 
find auf Meldeſchein 2 angabepflichtig. Einzelteile der Bur- 
ſchen⸗ und Knabenanzüge ſind nicht anzugeben. 

Zu Meldeſchein 3: 

Strickjacken ſind unter Gruppe 3 d meldepflichtig; die 
Vorräte an Einzelteilen, Mädchen- und Kinderkleidern 
ſind nicht anzugeben. 

Zu Meldeſchein 4: 

Steppdecken ſind nicht anmeldepflichtig. 


Zu Meldeſchein 5: 

Knabenhemden jind unter Gruppe 5 a, Mädchenhem- 
den unter Gruppe 5b Säuglingshemden und -hoſen unter 
Gruppe 5 c meldepflichtig. 

Zu Meldeſchein 6: 
Die Vorräte an Füßlingen und Schäften ſind nicht an⸗ 


ugeben. 

Zu Meldeſchein 7: 

Scheuertücher ſind unter Gruppe 7 
ter Gruppe 7 f zu melden; 
meld eflichtig⸗ 

Bei abgepaßten, gejtickten Kleidern und Bluſen (halb⸗ 
jerfige í Roben) ift der dazu nötige Stoff nach Metern an- 
zugeben. Alle Stoffe, welche bereits behufs Herſtell ung 
von Kleidungsſtücken zugeſchnitten ſind, ſind nicht auj 
Meldeſchein 1, ſondern auf den Meldeſcheinen 2 bis 8 
unten den entſprechenden Gruppen als fertige Kleidungs⸗ 
ſtucke anzumelden. 


Goldſachenankauf. 


Außerordentlich ſind die Anſprüche, die in dieſer 
ſchweren Zeit an die Reichsbank, das Rückgrat unſeres 
Wirtſchaftslebens, geſtellt und von ihr auch befriedigt 
worden ſind. Erleichtert wurde in ihr dieſe Aufgabe 
durch die Bereitwilligkeit unſeres Volkes, ihr freiwillig 
die zurückgehaltenen Goldſtücke zum Umtauſch gegen Pa⸗ 
piergeld abzulieſern. Um mehr als eine Milliarde ift auf 
dieſe Weiſe N c Goldſchatz der Reichsbank vermehrt wor: 
den, der jetzt fafi 22 Milliarden beträgt. Hiermit dürfen 
wir uns aber nicht zufrieden geben. Wie wir bisher mit 
unſeren Waffen auf allen Fronten ſiegreich daſtehen, ſo 
muß auch inferen Feinden die Hoffnung genommen mer: 
den, daß wir wirtſchaftlich nicht durchhalten könnten. 
Das können und müſſen wir! Gold ift der Gradmeſſer 
unſeres ſinanziellen Stärke. Fließen die e e letzt 
ſpärlicher, jo müſſen wir auf andere Weiſe Gold herbei- 
iaffe. 

Ber dem Wohlſtande, zu dem unfer Volk in nire 
als 40 Friedensjahren gelangte, ift viel Gold zu Schmuck⸗ 
ſachen verarbeitet worden. Vieles ift hiervon im Laufe 
der Jahre zerbrochen und unmodern geworden und wird 
nicht mehr getragen. Deshalb ergeht an alle der dringen- 
de Ruf: „Bringt Euern Goldſchmuck dem Vaterlande 
zum Opfer dar! Bezeugt auf dieſe Weiſe unſeren tapfe⸗ 
ren Kämpfern, die des Vaterlandes Grenzen vor einem 
Einfall unſerer vielen Neider und Feinde mit ſo großem 
Erfolge ſchützen, Euern Dank!“ 

Kein großes Opfer wird von Euch verlangt, denn der 
Goldwert wird durch einen vereideten Sachverſtändigen 
feſtgeſtellt und danach voll bar bezahlt. In den Räumen 
der Kreis⸗Sparkaſſe — Kreishaus — und der Stadt⸗Spar⸗ 
kaſſe — Rathaus — in Graudenz jind Goldankaufsſtellen 
errichtet. Der Ankauf beginnt am Mittwoch, den 2. Au⸗ 
guſt d. Is. 

Die Kaffen find an den Wochentagen von 9—12% 
Uhr vormittags und von 3—5 Uhr nachmittags geöffnet. 
Sie erteilen über die abgelieferten Goldſachen vorläufig 
Quittung. Nach der Abſchätzung wird gegen Rückgabe der 
Quittung Zahlung geleiſtet. 

Im ganzen Reiche haben diefe Goldankaufsitellen 
große Erfolge gehabt. Wir dürfen wohl vorausſetzen, daß 
auch die Bewohner unſerer Provinz, die vor bald zwei 
Jahren einem Ruſſeneinfall mit Sorge entgegenſah, ihre 
Dankespflicht nicht vergeſſen werden. 

An Alle ergeht daher die dringende und mahnende 
Bitte: 

Bringt Euren goldenen Schmuck dem Vaterlonde dar! 


g, Badetücher un- 
Umſchlagtücher ſind nicht an⸗ 


Im Auftrage der ende ame 
Schriftleitung: Syndikus i. B. W. Ollmann, Graudenz. 
Druck und Eßpedition: 


Buchruckerei „Drewenz⸗Poſt“, Löbau Wpr., Danzigſtr. 4. 


